Eisenbahner und Kranken- und Unfallversicherung
Die Debatten in den eidgenössischen Räten haben sich anlässlich der Beratung der Vorlage für ein Ergänzungsgesetz zum Bundesgesetz betreffend Kranken- und Unfallversicherung in einer Weise mit der Stel-

lung der Eisenbahner, speziell der Bundesbahner, zur Kranken- und Unfallversicherung beschäftigt, die geeignet war, berechtigtes Aufsehen zu erregen. Zuerst im Ständerat und nachher im Nationalrat haben die Herren Böhi (Thurgau) und Secretan (Waadt) derart sich über eine „Promesse Comtesse"' ereifert und zu eidgenössischem

Aufsehen gerufen, dass weiter nicht orientierte Kreise  zum Glauben kommen mussten, es sei etwas geschehen,  das sich vor dem Lichte der Öffentlichkeit nicht verteidigen lasse. Zwar ist den Anklägern bereits in den Räten und auch in der Sitzung  des Verwaltungsrates der Unfallversicherung geantwortet worden und sind deren Behauptungen auf das zurückgeführt worden, was sie sind: eine totale Verkennung  der obwaltenden Verhältnisse und eine nur  recht lückenhafte Wiedergabe der Schritte,  welche das Verkehrspersonal im Interesse  seiner Selbsterhaltung ergreifen musste. Die Kartellleitung behält sich vor, in eingehender Weise speziell für das Eisenbahnpersonal die Verhältnisse darzulegen. Die  vorliegende Kundgebung dient einer breiteren Öffentlichkeit.
1. Das Eisenbahnpersonal unterstand bisher einer anderen als der gewöhnlichen Haftpflicht: Soweit es sich um die Unfälle beim Betrieb und den betriebsgefährlichen Hilfsarbeiten, aber auch beim Bau der Eisenbahnen handelte, der unbegrenzten Haftpflicht, die speziell auch die schweren Unfälle ohne weiteres deckte;  einer anderen Beordnung noch, soweit es sich um Angehörige  der  Bundesbahnen  handelte,  die durch eigene Versicherung  (Reglemente Nr. 29 und 30) vielfach besser standen, als auch das Haftpflichtrecht an sich garantierte.  Es war daher das, was für die Industriearbeiterschaft als Vorteil der Unfallversicherung ins Treffen geführt wurde: die bessere Entschädigung  der  schweren Unfälle, zum vornherein für die Eisenbahner nur in den seltensten Fällen zutreffend.
2.  Deswegen  hat  im Beratungsstadium des Gesetzes die Leitung der Eisenbahnpersonalverbände zu zwei Malen (11. Oktober 1907 und 5. Dezember 1908) an die eidgenössischen Räte auf diese Verschlechterung der Stellung des Eisenbahnpersonals als solche aufmerksam gemacht, um deren Abwendung gebeten, wobei die Frage des Fortbestandes des Eisenbahnhaftpflichtrechtes,  das ja mit allen  seinen Vorteilen für die Passagiere, also auch für die Eisenbahner, sofern dieselben Passagiere sind, weiter existiert, angezogen wurde.
3.  Das Gesetz  hat nun  bekanntlich in seinem Artikel 60, der schon zu einer Revision Anlass gab, diesem Ansuchen keine Folge gegeben, und die Eisenbahner mussten sich wohl oder übel damit zufrieden geben,

dass sie unter eine Versicherung gebracht wurden, die für sie nicht eine Verbesserung ihrer sozialen Lage, sondern in vielen Fällen sogar eine empfindliche Schlechterstellung bedeutete.
4.  Da war es  nun doch  gegeben,  sich  bei den betreffenden Verwaltungen darüber  zu orientieren, wie es sich künftig bei ihnen mit der Beordnung der Sache, die auch bisher durchaus nicht durchgängig auf Gesetz, sondern speziell bei den Bundesbahnen in einer Reihe von Fällen auf dienstlicher Verordnung (Reglemente Nr. 29 und 30) beruhte, verhalten werde. Das Vorgehen war kein unbegreifliches und kein neues; wir erinnern nur an das

 Verhalten des G.B.-Personals, das anzufechten niemand einfiel.
5.  Die  Informationen  bei  den  S.B.B. gingen den ordnungsgemässen Gang: erst wurde eine Interpellation im Verwaltungsrate gestellt, nach deren nicht beruhigendem Ausgange eine Audienz bei der Generaldirektion nachgesucht, die am 23. Dezember 1911 stattfand. Wenn dieselbe das gewünschte Ergebnis nicht hatte, so lag das in persönlichen Verhältnissen, die wir schon deswegen, weil es sich um inzwischen Verstorbene handelt, nicht vor breiter Öffentlichkeit erörtern wollen. Das Personal hat sich dann in letzter Linie, wie in so und so viel Fragen,  an das Eisenbahndepartement gewendet. Dort wurde ihm der eigentlich selbstverständliche  Bescheid  zuteil,  dass  die  bisherige Stellung der Bundesbahner - wohlverstanden der Bundesbahner, nicht der Nicht-

 bundesbahner - in keiner Weise verschlechtert werde. Die Bundesbahnen konnten und wollten doch nicht auf dem Wege des Versicherungswerkes das  Eisenbahnpersonal, zumal in seinem verunfallten Teile, Jahr für Jahr um schwere Summen bringen und sich selbst auf diese Weise bereichern. Das ist die „Promesse Comtesse“, die man nachträglich zu einem Staatsverbrechen aufgebauscht hat.
6. Die Kartellleitung hat von dieser Zusicherung in voller Öffentlichkeit der Mitgliedschaft durch einen entsprechenden Aufruf an das Personal Kenntnis gegeben; sie musste das deswegen, weil die Gegner der

Vorlage gerade diesen Punkt  derselben herausgriffen,  sich  speziell  an die Eisenbahner wandten und ihnen vormalten, wie groß die Einbussen sein würden, die sie durch  die Annahme des Versicherungswerkes erleiden würden. Sie musste es, weil sie nicht wünschte, noch wünschen konnte, dass die Eisenbahner in Gegensatz  zur  übrigen Arbeitnehmerschaft gebracht wurden, eine Stellung, die weder dem, noch dem anderen Teile erspriesslich gewesen  wäre. Sie  musste  es, weil sie es nicht verantworten wollte, die Vorlage, die bereits 1900 gescheitert war, zum  Falle zu bringen.
7. Wir appellieren  daher an alle unbeeinflussten, ruhig denkenden Bürger  und fragen sie, ob in diesem Vorgehen etwas liegt,   das  nicht  der  Pflicht  entsprochen hätte,  das nicht jeder andere  Interessenverband ebenfalls getan hätte, ja hätte tun müssen.
Wir sind der Überzeugung, dass, wer diese Frage nicht rückhaltlos bejaht, entweder die Summen der hier in Betracht fallenden Verhältnisse nicht kennt, speziell  nicht die Schwere der Differenzen, die für  die Eisenbahner auf dem Spiele standen, oder aber aus nicht objektiven Gründen urteilt. 
Von jeher war es Brauch und Regel, dass wohlerworbene Rechte nicht geschmälert wurden, von jeher unbestritten, dass eine Sozialreform, die eine bescheidene Stellung einer  großen Personalkategorie  herabgegedrückt hätte, ohne Not, ohne inneren Grund, keine Sozialreform gewesen wäre.
Bern, Zürich, Luzern, Juli 1915. 
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